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PRÜFUNG  

Evaluation der Prognosequalität in Entscheidgrundlagen an 
Parlament und Stimmbevölkerung 

Bundeskanzlei 

DAS WESENTLICHE IN KÜRZE  

Quantitative Prognosen werden häufig in Entscheidgrundlagen wie Botschaften und Abstimmungserläuterun-
gen des Bundesrates verwendet. Sie zeigen Parlament und Stimmbevölkerung auf, welche Auswirkungen bei 
der Annahme einer Vorlage zu erwarten sind. Indem sie die Entscheidungsfindung unterstützen, leisten Prog-
nosen einen wichtigen Beitrag zur Wahrung des Grundrechts auf freie Willensbildung. Eine hohe Prognose-
qualität ist für das Funktionieren der direkten Demokratie daher von wesentlicher Bedeutung. 

In der Vergangenheit traten wiederholt Mängel bei Prognosen des Bundes auf. So annullierte das Bundesge-

richt 2018 die Volksabstimmung zur Abschaffung der Heiratsstrafe, da die zugrunde liegende Schätzung fehler-

haft war. Auch die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) stellte bereits 2016 Probleme bei der Prognoseerstel-

lung fest. Als Reaktion beschloss der Bundesrat im Jahr 2020 eine Reihe von Massnahmen, um die Qualität von 

Prognosen zu verbessern. Dazu zählen die Vorgaben der Bundeskanzlei (BK) zu Prognosen in Botschaften und 

Abstimmungserläuterungen. 

Zuletzt wurden auch bei Prognosen zur Entwicklung der AHV-Ausgaben Mängel festgestellt. In diesem Zusam-

menhang fragte der Bundesrat die EFK im Jahr 2024 an, die Qualität der Prognosen in Entscheidgrundlagen 

des Bundes zu evaluieren. Dabei sollte sie auch die bestehenden Hilfsmittel und Vorgaben für Prognosen un-

tersuchen. Die Ergebnisse zeigen, dass die bestehenden Vorgaben und Prozesse zu deren Umsetzung ungenü-

gend sind, um die Qualität von Prognosen und eine transparente Darstellung sicherzustellen.  

Sinnvolle Vorgaben zur Darstellung, die aber unzureichend angewandt werden 

Die Vorgaben zur Darstellung in den Botschaften und Abstimmungserläuterungen sind grundsätzlich sinnvoll 

und fördern eine transparente Darstellung der Prognosen. Jedoch müssen sie an gewissen Stellen genauer 

ausformuliert werden. Es müsste beispielsweise konkretisiert werden, wie die Annahmen und Unsicherheiten 

dargestellt werden sollten. 

Bei der Umsetzung der Vorgaben zeigen sich hingegen deutliche Defizite. Die Fachämter wenden die Vorgaben 

nicht konsequent an, insbesondere thematisieren sie die Unsicherheiten der Prognosen zu selten. Zudem fin-

den bestehende Vorgaben zur Eintretenswahrscheinlichkeit oder zur Dokumentation kaum Anwendung. Die 

Stimmbevölkerung und das Parlament sollten umfassender darüber informiert werden, wie sehr sie den Zahlen 

vertrauen können. Die Verbindlichkeit der wichtigsten Vorgaben zur Darstellung sollte darum erhöht werden. 

Zudem enthalten Entscheidgrundlagen zwar häufig Prognosen zu den finanziellen Auswirkungen. Prognosen 

zu gesellschaftlichen oder ökologischen Folgen werden hingegen nur selten ausgewiesen. 

Bei den Abstimmungserläuterungen sollten BK und die Bundesämter die Grundsätze der Vollständigkeit und 

der Transparenz besser wahren.  Nach Auffassung der EFK hätten für den Ausbauschritt 2023 der Nationalstras-

sen mehr Kosten ausgewiesen werden müssen, als dies in den Abstimmungserläuterungen der Fall war. Die 

Erläuterungen zur Massentierhaltungsinitiative implizieren höhere volkswirtschaftliche Kosten als prognosti-

ziert. Die Stimmbevölkerung sollte in den Abstimmungserläuterungen vollständig darüber informiert werden, 

welche Folgen bei einer Vorlage zu erwarten sind. Sie sollte die wesentlichsten Elemente nicht in einer aus-

führlichen Bundesdokumentation suchen müssen. Beispielsweise sollte die Stimmbevölkerung erkennen kön-

nen, ob die Prognosen die Teuerung oder die Mehrwertsteuer beinhalten.  
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Bestehende Qualitätskontrollen sind ungenügend 

Im Erstellprozess besteht einerseits das Risiko einer unangemessenen politischen Einflussnahme. Andererseits 

zeigen sich verschiedene Mängel bei der Erstellung und der Darstellung der Prognosen, wenn Projektteams 

nicht über Datenanalyseexpertinnen und  -experten verfügen. Diese liessen sich durch die konsequente Zuwei-

sung entsprechender Fachpersonen verhindern. Positiv ist hingegen, dass Unsicherheiten teilweise schon bei 

der Erstellung der Prognosen beachtet werden. Das passiert zum Beispiel, wenn Bandbreiten oder verschiede-

nen Szenarien angegeben werden. Solche Berechnungen sollten systematisch stattfinden, damit die Unsicher-

heiten transparent ausgewiesen werden. 

Generell stellen die Vorgaben des Bundes nur geringe Anforderungen an Qualitätskontrollen: Sie verlangen 

lediglich Kontrollen zu einzelnen Teilaspekten der Prognose oder legen nicht fest, in welchem Umfang die Kon-

trollen durchgeführt werden müssen. Die Ämterkonsultationen stellen sich dabei als wenig effektiv heraus. Die 

Rolle der BK bei den Qualitätskontrollen ist derzeit begrenzt und sollte darum durch eine Beratungs- und Über-

prüfungsfunktion zur Darstellung gestärkt werden. Auch auf Ämterebene gibt es nur selten einen formalisier-

ten Prozess für Qualitätskontrollen. Dadurch sind Kontrollen nach einem angemessenen Vier-Augen-Prinzip 

nicht sichergestellt. Die EFK sieht dabei das Potenzial, die Glaubwürdigkeit bei wichtigen Vorlagen durch ex-

terne Kontrollen zu stärken. Zudem könnte die Verwendung der Daten und Modelle durch die Wissenschaft zu 

einer höheren Qualität beitragen. Eine solche Nutzung ist derzeit jedoch kaum möglich, da die Bundesämter 

die zugrunde liegenden Daten und Modelle in der Regel nicht öffentlich zugänglich machen. 

Innerhalb der Bundesverwaltung gibt es bisher kaum feste Mindestanforderungen für Prognosemodelle und 

für die dafür genutzten Daten. Das führt dazu, dass die Qualität der Modelle und der Daten sehr unterschied-

lich sein kann. Positiv zu beurteilen ist aber, dass die meisten Fachpersonen die Qualität der verfügbaren Daten 

als gut einschätzen. Probleme zeigen sich hingegen bei den Datengrundlagen der Eidgenössischen Steuerver-

waltung (ESTV), da sie bei den direkten Steuern kaum über Informationen zu den Steuerpflichtigen verfügt. 

Lehren und Ausbildungsmassnahmen erreichen kaum die wichtigsten Zielgruppen 

Die ESTV und das Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) haben verschiedene Lehren aus den Vorkomm-

nissen der Vergangenheit gezogen. Dazu zählen schärfere Anforderungen an eine Qualitätssicherung und eine 

detailliertere Dokumentation der Analysen. Diese Lehren werden jedoch nur wenig mit anderen Ämtern geteilt. 

Die Fachpersonen der einzelnen Verwaltungsstellen wissen kaum, ob ihr Amt zu den Lehren informiert worden 

ist. Auch ist ihnen weitestgehend unbekannt, ob ihr Amt selbst daraus Lehren gezogen hat.  

Um auf die Risiken und Vorgaben zur Datenqualität aufmerksam zu machen, bietet die Bundesverwaltung ver-

schiedene Ausbildungskurse an. Der Nutzen dieser Kurse ist jedoch gering, da sie nicht auf die wesentlichen 

Zielgruppen ausgerichtet sind. So erreichen die Kurse kaum Prognoseerstellerinnen und  -ersteller, Führungs-

kräfte oder Kommunikationsverantwortliche. Die Ausbildungsangebote sollten daher gezielter auf die wichtigs-

ten Zielgruppen ausgerichtet werden. 

  


